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Öffentliche Bekanntmachung 

Bezirksregierung Münster 30. August 2019
500-0662646-1000/0056.U

Bekanntmachung gemäß § 73 Abs. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(VwVfG)   

Die AGR Abfallentsorgungs-Gesellschaft Ruhrgebiet mbH (AGR), Im Emscherbruch 
11, 45699 Herten, hat mit Datum vom 28.11.2018 bei der Bezirksregierung Münster 
einen Antrag auf Planfeststellung des Vorhabens Erhöhung und Erweiterung der 
Zentraldeponie Emscherbruch (ZDE) zur Schaffung zusätzlicher Volumina für Abfälle 
der Deponieklassen I, II und III einschließlich damit im Zusammenhang stehender Än-
derungen vorgelegt.  

Für dieses Vorhaben ist gemäß § 35 Abs. 2 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) 
vom 24.02.2012 (BGBl. I S. 212 / FNA 2129-56) ein Planfeststellungsverfahren nach 
den Vorschriften der §§ 72 ff. des VwVfG vom 23.01.2003 (BGBl. I S. 102 / FNA 2016) 
- jeweils in der derzeit gültigen Fassung - durchzuführen. Für die Durchführung dieses
Verfahrens ist die Bezirksregierung Münster nach § 2 Abs. 1 i. V. m. § 1 Abs. 2 Nr. 2
und Anhang I der Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz (ZustVU) vom 03.02.2015
(GV. NRW. S. 268 / SGV. NRW. 282) zuständig.

In dem Planfeststellungsverfahren ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach den  
Vorschriften des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 
24.02.2010 (BGBl. I S. 94 / FNA 2129-20) - in der derzeit gültigen Fassung - durchzu-
führen. Durch die vorliegende Bekanntmachung erfolgt gleichzeitig die Unterrichtung 
der Öffentlichkeit über das Vorhaben gem. § 19 Abs. 1 UVPG.  

In der Zeit vom 21.01.2019 bis zum 20.02.2019 lag der o. g. Antrag der AGR bereits 
öffentlich zur Einsichtnahme aus. Jede/r, dessen Belange durch das beabsichtigte Vor-
haben berührt sind, hatte in der Zeit vom 21.01.2019 bis zum 19.03.2019 Gelegenheit, 
Einwendungen gegen den Plan zu erheben. Die vorgetragenen Einwendungen und 
die vorliegenden Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange wurden vom 
09.07.2019 bis zum 11.07.2019 in der Emscher-Lippe-Halle in Gelsenkirchen erörtert. 

Alle bereits vorgebrachten Einwendungen bleiben Bestandteil des laufenden Verfah-
rens und müssen nicht erneut vorgetragen werden. Sie wurden bereits im vorgenann-
ten Termin erörtert und gehen in die Entscheidung über den Antrag ein.  Auch alle im 
Rahmen des o. g. Erörterungstermins vorgetragenen Sachverhalte und gestellten An-
träge bleiben Gegenstand des Verfahrens und werden bei der Entscheidungsfindung 
berücksichtigt. 

Aufgrund einer Verkürzung der einmonatigen Einwendungsfrist um einen Tag erfolgt 
nunmehr, wie bereits im Erörterungstermin bekannt gegeben, eine erneute Auslegung 
der mit dem Schreiben der AGR vom 28.11.2018 vorgelegten Antragsunterlagen.  
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Allgemeine Beschreibung des Vorhabens 

Die AGR betreibt im Bereich der Städte Gelsenkirchen und Herne die ZDE. Im Osten 
wird die Zentraldeponie durch die Wiedehopfstraße, im Westen durch den Holzbach, 
im Norden durch die Straße „Im Eichkamp“ und im Süden durch die Emscher begrenzt. 
Auf der ZDE werden „nicht gefährliche“ und „gefährliche“ Abfälle im Sinne des KrWG 
deponiert.   

Die ZDE verfügt hierfür über zwei unterschiedliche Ablagerungsbereiche, den H-Be-
reich und den S-Bereich. Im H-Bereich werden Abfälle, die die Zuordnungskriterien der 
Deponieklasse II einhalten, abgelagert und im S-Bereich Massenabfälle aus Industrie 
und Gewerbe sowie gefährliche Abfälle, die die Zuordnungskriterien der Deponie-
klasse III einhalten. Von der Ablagerung ausgeschlossen sind Abfälle entsprechend 
dem § 7 Deponieverordnung (DepV) vom 27.04.2009 (BGBl. I S. 900 / FNA 2129-27-
2-22), hierzu gehören u. a. flüssige, ätzende, brandfördernde, explosive oder infektiöse
Abfälle.

Die gesamte ZDE wurde mit dem Planfeststellungsbeschluss (PFB) vom 06.12.1989 
genehmigt. Die planfestgestellte Fläche der ZDE umfasst 113 ha, davon entfallen ca. 
85 ha auf die beiden Ablagerungsbereiche. Von der planfestgestellten Deponiefläche 
befinden sich ca. 100 ha auf dem Gebiet der Stadt Gelsenkirchen und ca. 13 ha auf 
dem Gebiet der Stadt Herne. Bisher wurden auf der ZDE ca. 28 Mio. m3 Abfall abge-
lagert.  

Der Antrag der AGR vom 28.11.2018 beinhaltet folgende wesentliche Änderung des 
aktuellen Deponiebetriebs:  

• Erweiterung der ZDE um einen neuen Ablagerungsbereich für Abfälle der De-
ponieklasse II im Norden des Standortes. Das zusätzliche Ablagerungsvolumen
beträgt ca. 1,9 Mio. m3

• Erhöhung der Deponie im vorhandenen Ablagerungsbereich für Abfälle der De-
ponieklasse III um max. 10 m im Hochpunkt (höchster Punkt der Deponie dann
138 m NHN). Das zusätzliche Volumen beträgt ca. 1,5 Mio. m3

• Erhöhung der Deponie durch die Errichtung eines Bereichs zur Ablagerung von
Abfällen der Deponieklasse I oberhalb der ehemaligen Ablagerung von Haus-
müll. Das neu geschaffene Volumen beträgt ca. 1,2 Mio. m3.

Darüber hinaus werden mit den vorgelegten Antragsunterlagen alle Änderungen am 
derzeit genehmigten Deponiebetrieb beantragt, die sich aus den drei genannten Teil-
vorhaben ergeben. Die Laufzeit der Deponie verlängert sich je nach Bereich um bis zu 
10 Jahre.  

Zusammenfassend beinhaltet der Antrag für das gesamte o. g. Vorhaben die nachste-
hend genannten wesentlichen Einzelaspekte:  
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• Erhöhung der ZDE um einen DK I-Bereich
• Erhöhung der ZDE im DK III-Bereich um 10 m im Hochpunkt
• Erweiterung der ZDE um einen DK II-Bereich (Nordbereich)
• Erhöhung der Zwischenabdichtung des DK I-Bereichs (ehemalige Stell- und

Wartungsfläche)
• Änderung der genehmigten Oberflächenabdichtung im H-Bereich
• Änderung der Entgasung im vorhandenen H-Bereich
• Mitbehandlung der Sickerwässer des DK I- und DK II-Bereichs (Nordbereich) in

der vorhandenen Sickerwasserbehandlungsanlage
• Änderung der Oberflächenentwässerung
• Errichtung einer Dichtwand im Norden/Nordosten zur Schließung der vorhan-

denen Schlitzwand
• Änderung des Abfallartenkatalogs
• Änderung der genehmigten Rekultivierung
• Verlängerung der Lagerzeit im Notfall- und Revisionslager auf maximal zwei

Jahre (hier handelt es sich um eine im Planfeststellungsverfahren konzentrier-
ten Änderungsgenehmigungsantrag gem. § 16 Bundes-Immissionsschutzge-
setz)

• Aufhebung des Bescheides vom 05.12.2012 zur Errichtung einer temporären
qualifizierten Oberflächenabdeckung

• Befristete Waldumwandlung für 10 Jahre gem. §§ 39 und 40 Landesforstgesetz
(diese Entscheidung unterliegt ebenfalls der Konzentrationswirkung des § 75
VwVfG).

Für das Vorhaben besteht nach § 9 und Anlage 1 Nr. 12.1 und Nr. 12.2.1 des UVPG 
die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung. Die Antragsunterla-
gen umfassen daher neben den Angaben gem. § 19 DepV auch die gem. §§ 16 ff 
UVPG erforderlichen Unterlagen (Dokumentation der Ergebnisse der Umweltverträg-
lichkeitsuntersuchung (UVU) in einem Bericht zu den voraussichtlichen Umweltauswir-
kungen des Vorhabens (UVP-Bericht); s. Ordner 4 der Antragsunterlagen). Der UVP-
Bericht beinhaltet auch eine allgemein verständliche, nicht technische Zusammenfas-
sung zu den voraussichtlichen Umweltauswirkungen des Vorhabens (Seite 256 im 
UVP-Bericht).  

Im Rahmen der UVU wurden folgende Fachgutachten zur Bewertung der im Zusam-
menhang mit dem Vorhaben „Erhöhung und Erweiterung der ZDE“ entstehenden 
Emissionen und den hieraus resultierenden Immissionen erarbeitet:  

• Immissionsprognose für Staub und Staubinhaltsstoffe (Ordner 4, Nr. 14.2)
• Immissionsmessungen im Umfeld der ZDE (Ordner 4, Nr. 14.2.1)
• Orientierende Bestimmung des Schwebstaubanteils PM10 und PM 2,5 beim

Abkippen und Einbau von DK I-, DK II- und DK III-Abfällen (Ordner 5, Nr. 14.2.2)
• Gutachten zu den Geräuschemissionen und -immissionen (Ordner 5, Nr. 14.3)
• Gutachterliche Stellungnahme zu den Geruchsimmissionen verursacht durch

die Zentraldeponie Emscherbruch nach geplanter Erweiterung und Erhöhung
(Ordner 5, Nr. 14.4)
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• Bericht über die Durchführung einer Rasterbegehung gemäß Geruchsimmissi-
ons-Richtlinie (GIRL) im Umfeld der Zentraldeponie Emscherbruch (Ordner 5,
Nr. 14.4.1)

• Bericht über die Durchführung von Emissionsmessungen in der Abluft ausge-
suchter Emittenten auf der ZD Emscherbruch (2016) (Ordner 5, Nr. 14.4.2)

• Bericht über die Durchführung von Emissionsmessungen in der Abluft ausge-
suchter Emittenten auf der ZD Emscherbruch (2018) (Ordner 5, Nr. 14.4.3)

• Gutachten – Erschütterungsprognose zur geplanten Erweiterung und Erhöhung
der ZDE (Ordner 6, Nr. 14.5)

• Geplante Erweiterung und Erhöhung der Zentraldeponie Emscherbruch – Kli-
magutachten (Ordner 6, Nr. 14.6)

• Verkehrsuntersuchung für die Erweiterung und Erhöhung der ZD Emscherbruch
(Ordner 6, Nr. 14.7)

• Hydrogeologisches Gutachten (Ordner 6, Nr. 14.8)

Darüber hinaus wurden im Rahmen des UVP-Berichts die nachfolgenden Beiträge be-
rücksichtigt:  

• Landschaftspflegerischer Begleitplan (Ordner 6, Nr. 14.9)
• Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag (Ordner 7, Nr. 14.10)
• Erweiterung und Erhöhung der Deponie - Faunistische Bestandserfassungen

(Ordner 7, Nr. 14.10.1)
• Nachweis zu den Setzungen und Verformungen sowie zur Standsicherheit der

geplanten Erweiterung und Erhöhung der ZDE (Ordner 7, Nr. 14.12.1).

Ebenfalls Bestandteil der Antragsunterlagen ist der Nachweis für die Notwendigkeit der 
Erhöhung und Erweiterung der ZDE, Bedarfsnachweis (Ordner 1, Nr. 2.1).  

Bekanntmachung der Auslegung 

Der Plan (die Antragsunterlagen bestehend aus Zeichnungen, Gutachten und Erläute-
rungen), aus dem sich Art, Umfang, Anlass und Lage des Vorhabens ergeben, liegt 
gemäß § 38 Abs. 1 Satz 1 KrWG i. V. m. § 73 Abs. 3 Satz 1, Abs. 4 und 5 VwVfG und 
§ 19 UVPG einen Monat lang in der Zeit vom

03.09.2019 bis einschließlich 04.10.2019 

an folgenden Stellen zur Einsichtnahme aus:  

a) Stadt Gelsenkirchen
Umweltreferat, Raum 3.03
Ansprechpartner: Herr Pancke / Herr Hymmen
Rathausplatz 1
45894 Gelsenkirchen

Zeiten: Montag bis Donnerstag 08:30 Uhr bis 15:30 Uhr 
Freitags 08:30 Uhr bis 12:30 Uhr 
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b) Stadt Herne
Fachbereich 51 - Umwelt und Stadtplanung, Zimmer A 206
Ansprechpartner: Herr Krieter
Langekampstraße 36
44652 Herne

Zeiten: Montag bis Donnerstag 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
13:30 Uhr bis 16:00 Uhr 

Freitags 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr 

c) Stadt Herten
Fachbereich 2 - Bauordnung, Raum 222
Ansprechpartner/in: Frau Quick / Herr Vatteroth
Kurt-Schumacher-Str. 2
45699 Herten

Zeiten: Montag 08:00 Uhr bis 16:00 Uhr 
Dienstag und Mittwoch 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr 
Donnerstag  08:00 Uhr bis 12:30 Uhr 

14:30 Uhr bis 17:30 Uhr 
Freitags 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr 

d) Bezirksregierung Münster
Dezernat 52, Raum N 4019 (4. Etage)
Ansprechpartner/in: Frau Stegemann / Frau Egemann
Albrecht-Thaer-Straße 9
48147 Münster

Zeiten: Montag bis Donnerstag 08:00 Uhr bis 16:00 Uhr 
Freitag 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr 

Hinweis:  
Am Tag der Deutschen Einheit dem 03.10.2019 sind die unter a) bis d) genannten 
Stellen geschlossen. 

Gleichzeitig wird die vorliegende öffentliche Bekanntmachung entsprechend den An-
forderungen des § 27 a VwVfG auch auf der Internetseite der Bezirksregierung Müns-
ter veröffentlicht:   

 https://www.bezreg-muenster.de/de/service/bekanntmachungen/verfahren/depo-
nien/AGR_zentraldeponie_emscherbruch_ea/index.html 

(alternativ zu erreichen über: Internetseite der BR MS auf bezreg-muenster.de aufru-
fen  Klick auf „Bekanntmachungen“  Klick auf „Verfahren“  Klick auf „Deponien“ 
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 Klick auf „AGR mbH – Erweiterung der Zentraldeponie Emscherbruch in Gelsenkir-
chen“).

Auf dieser Internetseite wird für die Dauer des o. g. Zeitraums der Auslegung auch ein 
Link zu den Antragsunterlagen führen. Die Antragsunterlagen werden somit parallel 
auf der Internetseite der Bezirksregierung Münster zugänglich gemacht.  

Weiterhin können für die Dauer der Auslegung die vorgenannten Unterlagen gemäß § 
20 UVPG auch über das zentrale Internetportal  

https://uvp-verbund.de/trefferanzeige?docuuid=A568F050-07AA-45C0-B5AC-
50C2740C4E26&plugid=/ingrid-group:ige-iplug-nw&docid=A568F050-07AA-45C0-
B5AC-50C2740C4E26 

 abgerufen werden 

(alternativ zu erreichen über: Startseite des UVP-Portals auf uvp-verbund.de aufrufen 
und als Suchbegriff „ZDE“ eingeben).   

Maßgeblich ist der Inhalt der zur Einsichtnahme bei den o.g. Stellen ausliegenden An-
tragsunterlagen.  

Gemäß § 21 Abs. 2 UVPG kann jede/r, dessen Belange durch das Vorhaben berührt 
werden, ab dem Zeitpunkt des Beginns der Auslegung, dem 03.09.2019, bis 1 Monat 
nach Ablauf der Frist der Auslegung der Unterlagen, also spätestens bis zum   

06.11.2019 

Einwendungen gegen den Plan erheben. Wie bereits vorstehend ausgeführt, werden 
bereits vorgetragene Einwendungen berücksichtigt und müssen nicht erneut vorge-
bracht werden.   

Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG, die auf Grund einer Anerkennung nach 
anderen Rechtsvorschriften befugt sind, Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichts-
ordnung gegen die Entscheidung nach § 74 VwVfG einzulegen, können innerhalb der 
Einwendungsfrist Stellungnahmen zu dem Plan abgeben. Auch hier gilt, die bereits 
abgegebenen Stellungnahmen behalten ihr Gültigkeit und müssen nicht erneut vorge-
legt werden. 

Die Einwendungen oder Stellungnahmen sind schriftlich oder zur Niederschrift an die 
Bezirksregierung Münster oder eine der o.g. Stellen zu richten. Mit Ablauf der genann-
ten Einwendungsfrist / Äußerungsfrist sind gemäß § 73 Abs. 4 Satz 3 VwVfG / § 21 
Abs. 4 UVPG alle Einwendungen und Stellungnahmen / Äußerungen ausgeschlossen, 
die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Dieser Einwendungsaus-
schluss gilt nicht für ein sich anschließendes Gerichtsverfahren.  

Gemäß § 3 a VwVfG sind Einwendungen, die per E-Mail erhoben werden, nur zulässig, 
wenn die Empfängerbehörde hierfür einen Zugang eröffnet hat und die E-Mails mit 
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einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Signaturgesetz versehen sind. 
Eine Signierung mit einem Pseudonym ist nicht zulässig.   

Die Bezirksregierung Münster hat diesen Zugang eröffnet und es gilt Folgendes: 

Die Einwendung kann auch durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments mit 
qualifizierter elektronischer Signatur an die elektronische Poststelle der Bezirksregie-
rung Münster erhoben werden. Die E-Mail-Adresse lautet:  
poststelle@brms.sec.nrw.de  

Die Einwendung kann auch durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer 
Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz bei der Bezirksregierung Münster erhoben wer-
den. Die De-Mail-Adresse lautet:  
poststelle@brms-nrw.de-mail.de  

Eine einfache E-Mail erfüllt diese Anforderungen nicht. 

Im Rahmen des Anhörungsverfahrens werden personenbezogene Daten erhoben. In-
formationen zu dieser Datenerhebung können Sie unter  
https://www.bezreg-muenster.de/de/service/bekanntmachungen/verfahren/depo-
nien/AGR_zentraldeponie_emscherbruch_ea/index.html 

  einsehen (alternativ zu erreichen über: Internetseite der BR MS auf bezreg-muens-
ter.de aufrufen  Klick auf „Bekanntmachungen“  Klick auf „Verfahren“  Klick auf 
„Deponien“  Klick auf „AGR mbH – Erweiterung der Zentraldeponie Emscherbruch 
in Gelsenkirchen“). Zudem wird das Informationsblatt mit den Planunterlagen ausge-
legt.  

Die Erhebung einer fristgerechten Einwendung bzw. Stellungnahme setzt voraus, dass 
aus der Einwendung oder der Stellungnahme zumindest der geltend gemachte Belang 
und die Art der Beeinträchtigung hervorgehen, die Einwendung oder Stellungnahme 
unterschrieben und mit einem lesbaren Namen und Anschrift versehen ist. Einwen-
dungen und Stellungnahmen / Äußerungen ohne diesen Mindestgehalt sind unbeacht-
lich. Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unter-
zeichnet oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleich-
förmige Eingaben gem. § 17 VwVfG), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen 
Seite ein Unterzeichner mit Namen und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeich-
ner zu bezeichnen. Anderenfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt blei-
ben.  

Die Einwendungen und Stellungnahmen werden an den Träger des Vorhabens, die 
AGR, sowie die beteiligten Behörden zur Stellungnahme weitergegeben. Auf Verlan-
gen der jeweiligen Einwender/innen wird deren Namen und Anschrift unkenntlich ge-
macht, soweit diese Angaben nicht zur Beurteilung des Inhalts der Einwendung oder 
Stellungnahme erforderlich sind.  

Nach Ablauf der Einwendungsfrist werden neue, bisher nicht vorgetragene Einwen-
dungen, d. h. Einwendungen, die neue Sachverhalte beinhalten, die innerhalb der o. 
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g. Fristen gegen den Plan erhobenen wurden und neue rechtzeitig abgegebene Stel-
lungnahmen von Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG sowie ggf. ergänzende
Stellungnahmen der Behörden zu dem Plan mit dem Träger des Vorhabens, den Be-
hörden, den Betroffenen sowie denjenigen, die Einwendungen erhoben oder Stellung-
nahmen abgegeben haben, erörtert.

Der Erörterungstermin wird mindestens eine Woche vorher ortsüblich bekannt ge-
macht. Der Träger des Vorhabens (die AGR), die Behörden und diejenigen, die Ein-
wendungen erhoben bzw. Stellungnahmen abgegeben haben, werden von dem Erör-
terungstermin benachrichtigt. Sind außer der Benachrichtigung des Trägers des Vor-
habens und der Behörden mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können 
diese Benachrichtigungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. Ebenso 
kann die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch öffentliche Be-
kanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind. Bei 
Ausbleiben einer/es Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne sie/ihn ver-
handelt werden.  

Weitere Informationen sowie Äußerungen und Fragen zum Verfahren können bis zum 
Ablauf der Auslegungsfrist bei der für das Verfahren zuständigen Behörde, der Be-
zirksregierung Münster, angefordert bzw. eingereicht werden. Es wird darauf hinge-
wiesen, dass die Einwendungsfrist von dem Zeitpunkt der Übermittlung angeforderter 
Informationen bzw. Beantwortung gestellter Fragen unberührt bleibt.  

Kosten, die durch die Einsichtnahme in die Planunterlagen und die Teilnahme an dem 
Erörterungstermin entstehen, können nicht erstattet werden.  

Über alle vorgebrachten Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des 
Anhörungsverfahrens durch die Planfeststellungsbehörde entschieden. Die Zustellung 
der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) an die Einwender/innen und diejeni-
gen, die eine Stellungnahme abgegeben haben, kann durch öffentliche Bekanntma-
chung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.  

Münster, den 30.08.2019 

Im Auftrag  
gez. Norbert Volkeri 
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